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Bundesregierung verteidigt Abhörbefugnisse des Bundesnachrichtendienstes

BVG überprtift den Griff in den Ather
Journalisten sehen das Wächteramt der Presse durch 94er-Gesetz gefährdet
V on uns e r em Re daktion s mitg Lie d
Johannes Leclerque

Karlsruhe. Es begann mit einer Blamage: Da
bauten vor über zehn Jahren deutsche Firrnen
an einer Giftgasfabrik im libyschen Rabta -
von den Verantwortlichen in der Bundesrepu-
blik wußte niemand etwas. Vor dem Bundes-
verfassungsgericht erinnerte Staatssekretär
Claus-Henning Schapper gestern an diese un-
glaubliche Geschichte, die den Deutschen da-
mals viel Kritik und ungläubiges Staunen ein-
gebrockt hatte. ,,Die Berufung deutscher Be-
hörden auf ihre schlichte Unkenntnis schadete
der Stellung Deutschlands in der Welt. In der
Weitöffentlichkeit wurde der Vomurf erho-
ben, Deutschland sehe bewußt weg, wenn sich
seine Wirtschaft am Bau von Waffenfabriken
beteiligt, sofem die Mitwirkung nur lukrativ
genug sei."

Auch August Hanning, der neue Chef des
Bundesnachrichtendienstes (BND), hieb in die-
se Kerbe. Es ärgert die deutschen Geheim-
dienstler wohl heute noch, daß sie damals auf
Inforrnationen,,befreundeter Dienste" ange-
wiesen waren. Der BND selbst durfte nur er-
mitteln, um die Gefahr eines bewaffneten An-
griffs auf die Bundesrepublik Deutschland
rechtzeitig zu erkennen.

Nach dem Schock von Rabta wurden mit
dem Veibrechensbekämpfungsgesetz von 1994
Näge1 mit Köpfen gemacht - und das Kind mit
dem Bade ausgeschüttet, wie Krltiker meinen.
Seither darf der BND den ,,nicht leistungsge-
bundenen internati.onalen Fernmeldeverkehr"
auch absuchen auf Hinweise auf eine Reihe von
Straftaten mit einem Bezwg zt Deutschland.
Dazu zählen internationale Terroranschläge in
der Bundesrepublik, unerlaubter Kriegswaf-
fenhandel, Rauschgiftgeschäfte sowie Ge1dfäI-
schung und Geldwäsche.

,,Hätte der BND zum damaligen Zeitpunkt
Fax- und Telexverkehre . . . aufzeichnen dür-
fen, wäre eine Unterrichtüng' der Bundesregie-
rung über eine Beteiligung .depfsclrer Firmen
weit früher möglich gewesen", so BND-Chef
Hanning gstern zum FalI Rabta. Mit den glei-
chen Worten verteidigte er auch die Erweite-
rung der Kontrollbefugnisse im FalI Tarhuna
(Libyen), wo mit deutschen Tunnelbohrma-
schi.nen eine unterirdische Nachfolgeanlage fi.iLr

Rabta gepldnt war, sowie im FaII der iraki-
schen Atom-, Chemie- und Raketenwaflenpro-
duktion.

Atomwaffen- urrd Raketentests 1998 in Paki-
starr, Indien, Irm und Nordkorea hätten bewie-
sen, so lfanning, ,,daß die Welt auch nach dem
Ende des kalten Krieges nicht frei von Sicher-
heitsbedrohungen ist'l. Vor diesem Hinter-
grund verteidigte Schapper den BND aIs ,,m-
verzichtbares Instrument der deutschen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik". Die 1994 erwei-
terten Befugnisse seien notwendig und sti.rnden
in Einklang mit der Verlassmg.

Das jedoch bestreiten der Hamburger Straf-
rechtler Professor Michael Köh1er, die Berliner
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richten pro Tag werden auf ,,verdächtige"
Suchworte überprüft, einschlägig bekannte
Telefonnummem etwa oder Namen von Pan-
zer- oder Flugzeugtypen. In nur 70 Fäl1en wer-
de man füLndig, und nur 20 davon werden zur
Auswertung weitergeleitet. Allerdings mußte
der BND einräumen, daß Telex (Fernschreiber)
heute kaum noch eine Bedeutung habe, aber
mit E-mail werde man sich befassen müssen.

Eine spannende Vorlesung in Sachen Kom-
mulikationstechnik boten die drei Professoren
Wemer Wiesbeck, Alex Waibel (beide Karlsru-
he) und Andreas Pfitzmann (Dresden): Sie
schilderten den staunenden Verfassungsrich-
tern, was heute in Sachen Satellitenfunk,
Spracherkennung und Verschlüsselung schon
möglich ist oder in naher Zukunlt realisiert
werden kann, etwa die Direktverbindung vom
,,Handy" zum Femmeldesatelliten.

Der Bundesdatenschützer Joachi Jacob und
sein Berliner Kollege Hansjürgen Garstka plä-
dierten für einen besseren Schutz personenbe-
zogener Daten. Das hatten übrigens auch die
Verfassungsrichter so gesehen, als sie 1995 ei-
nen Teil der Neuregelung per Einstweiliger
Anordnung stoppten und die Weitergabe von
Daten an einen tatsächlichen Tatverdacht
knüpften. Die jetzige Verhandlung dient der
endgüItigen Urteilsf indung.

VERTEIDIGT die Neuregelung: der neue BND-Chel August

,,Tageszeitung" (taz) sowie einige Journalisten
heftig. Durch die drohende Uberwachung füh-
len sie sich in ihrer wissenschaftlichen b2w.
publizistischen Arbeit beeinträchtigt. Köhler
rügte auch, daß Polizei- und Justizau{gaben ei-
nem Geheimdienst übertragen wurden und daß
bei der Überwachung mit Hilfe von Suchbe-
griffen auch personenbezogene Daten miter-
faßt würden. Der,,taz"-Bevollmächtigte
Rechtsanwalt Johannes Eisenberg sieht durch
BND-Ermittlungen sogar das Wächteramt der
Presse gefährdet - was ihn freiiich nicht daran
hinderte, die BVG-Verhandlung gemeinsam
mit,,taz"-Geschäftsführer Karl-Heinz Ruch
vorzeitig zu verlassen.

Horrorzahlen Köh1ers von ,,täglich mehreren
hundertausend Grundrechtseingriffen gegen-
über unverdächtigen Personen" wiesen die
BND-Vertreter zurück: Von täglich acht Mil-
lionen Verbindungen zwischen Deutschland
und dem Ausland könne der BND beim Griff in
den Ather nur 15 000 empfangen, von weltweit
200 Fernmeldesatelliten nur zehn überwachen.
Im übrigen sei es dem Zufa1l überlassen, ob
eine Fernmeldeverbindung über Kabel oder
Satellit geführt werde.

Telefongespräche und E-mail-Botschaften
werden derzeit überhaupt nicht kontrolliert,
sondern nur Faxe und Telexe. Rund 700 Nach-


